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Die klassische Wohnungsbauförderung 
mit ihren auch qualitativen Ansprüchen 
hat dazu geführt, dass heute der Miet-
wohnungsbestand in Deutschland von 
einer hohen Qualität und Attraktivität ist 
und dass Deutschland eine hohe Mieter-
quote aufweist. Der gut ausbalancierte 
deutsche Wohnungsmarkt mit seiner 
Mischung von Eigentum, Miete und 
genossenschaftlichem Wohnen war auch 
eine zentrale Voraussetzung dafür, dass 
Deutschland gut durch die Wirtschafts- 
und Finanzkrise gekommen ist. In ande-
ren Ländern war der Wohnungsmarkt 
Auslöser der Krise, bei uns wirkte er sta-
bilisierend.

Bisherige Praxis

Die Wohnungsbauförderung hat in 
Deutschland in der Nachkriegszeit das 
Wohnungsangebot maßgeblich geprägt. 
Mit dem Ersten und Zweiten Wohnungs-
baugesetz (beide aus den fünfziger Jah-
ren) wurde Erstaunliches geleistet, um 
der kriegsbedingten Wohnungsnot ent-
gegen zu wirken. Das im Zweiten Woh-
nungsbaugesetz formulierte Ziel der 
Versorgung breiter Schichten der Bevöl-
kerung mit bezahlbarem Wohnraum war 
die Idee, die viele Jahrzehnte die Woh-
nungsbauförderung geprägt hat. Das 
Erste und das Zweite Wohnungsbauge-
setz setzten bei der Neubauförderung 
noch ganz klar auf die Objektförderung, 
das heißt die Förderung mit in der Regel 
niedrigverzinslichen oder unverzinslichen 
Darlehen und Aufwendungszuschüssen.

Mit dem Inkrafttreten des Wohnraum-
förderungsgesetzes (WoFG) zum 1. Janu-
ar 2002 erfolgte in der vom Wiederauf-
bau nach dem 2. Weltkrieg geprägten 
wohnungspolitischen Gesetzgebung eine 
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Dass sich die Wohnungsmärkte in unterschiedliche Richtungen entwickeln, ist 
ein neues Phänomen: Auf der einen Seite sinkt und überaltert die Bevölkerung 

in vielen Städten und Gemeinden, sodass Wohnungsleerstand zunimmt und 
Quartiere verfallen. Auf der anderen Seite verstärkt in den prosperierenden 
Regionen die Wohnraumknappheit die soziale Segregation. In beiden Fällen 
drohen gesellschaftliche Brennpunkte zu entstehen. Um dies zu verhindern, 

fordert der Autor die soziale Wohnraumförderung auszuweiten und auch eine 
stärkere Objektförderung in einigen Regionen ins Auge zu fassen. (Red.) 

Wozu noch  
Wohnraumförderung? 

Lutz Freitag ist Präsident des GdW 
Bundesverbands deutscher Woh-
nungs- und Immobilienunternehmen 
e.V., Berlin.

Der Autor

erste wohnungspolitische Zäsur. Das 
WoFG bietet den Ländern eine relativ 
große Gestaltungsfreiheit bei der Kon-
zeption ihrer Wohnraumförderpolitik,  
die von den einzelnen Ländern jedoch 
durchaus unterschiedlich genutzt wird. 
Der Bund hatte damit bereits auf verän-
derte Entwicklungen und Bedingungen 
des Wohnungsmarktes und der Woh-
nungswirtschaft reagiert und den Län-
dern Anpassungen in einem bestimmten 
Rahmen ermöglicht. 

Das Gesetz folgt allerdings nicht mehr 
dem Ziel der Versorgung breiter Schich-
ten der Bevölkerung. Als Zielgruppe der 
sozialen Wohnraumförderung werden 
Haushalte definiert, die sich am Markt 
nicht angemessen mit Wohnraum versor-
gen können und auf Unterstützung an-
gewiesen sind (WoFG § 1 Abs. 2). Die 
Konzentration der Wohnraumförderung 
hat – im Zusammenwirken mit weiteren 
wirtschaftlichen und arbeitsmarktbezo-
genen Veränderungen wie Hartz IV – zu 
einer suboptimalen Belegung der Wohn-
quartiere geführt und begünstigt oder 
verfestigt sozial segregierte Wohnquar-
tiere.

Mit der Föderalismusreform fiel das 
Recht der sozialen Wohnraumförderung 
ab 1. Januar 2007 in die ausschließliche 
Gesetzgebungskompetenz der Länder. 
Begründet wurde dieser Systemwechsel 
mit der Notwendigkeit einer stärkeren 

Teilmarktorientierung und der Notwen-
digkeit, die Förderinstrumente sozial 
treffsicherer und zugleich volkswirt-
schaftlich effizienter zu gestalten. Der 
Bund leistet zwar einen finanziellen Bei-
trag von zurzeit 518,2 Millionen Euro 
jährlich. Die konkrete Ausgestaltung und 
Mittelverwendung erfolgt jedoch durch 
die Länder und soll damit auch der wei-
ter erforderlichen stärkeren Teilmarktori-
entierung Rechnung tragen.

Gleichzeitigkeit ungleicher 
Entwicklungen

Der demografische Wandel wird in 
Deutschland in den nächsten Jahren und 
Jahrzehnten zu einem deutlichen Rück-
gang der Bevölkerung führen, was nicht 
ohne Auswirkungen auf die Wohnungs-
nachfrage bleiben kann. Die demografi-
sche Entwicklung trifft jedoch nicht alle 
Landesteile in gleichem Maße, sondern 
wird regional in sehr unterschiedlichen 
Ausprägungen auftreten, die zum Teil 
sogar gegenläufig sind und zu einer 
Gleichzeitigkeit ungleicher Entwicklun-
gen führen. 

So werden sich durch das Wanderungs-
verhalten und die bereits alterslastigen 
Strukturen zahlreiche Gebiete in struk-
turschwachen Regionen immer weiter 
entleeren, gleichzeitig wird es eine Reihe 
wirtschaftlich starker Regionen mit gro-
ßer Anziehungskraft geben, in denen in 
den nächsten Jahren Bevölkerungs-
wachstum zu verzeichnen sein wird. Dies 
sind vor allem Regionen, in denen Ar-
beitskräfte gesucht werden. Vor dem 
Hintergrund dieser Entwicklung wird sich 
die Struktur der Nachfrage auf den regi-
onalen Wohnungsmärkten weiter ausdif-
ferenzieren. Einerseits werden Wohnun-
gen benötigt, die der alternden Bevölke-
rung das „Wohnen für ein langes Leben“ 
in den Beständen ermöglichen. Anderer-
seits sind aber auch Angebote für junges 
Wohnen, für Studenten und für Familien 
erforderlich. Das heißt: Es existiert ein 
hoher Bedarf an Neubau- und vor allem 
auch an Bestandsinvestitionen.

Noch niemals in Deutschland gab es 
diese Gleichzeitigkeit: In bestimmten 
prosperierenden Regionen einen Wohn-
raummangel und in anderen Regionen 
ein Wohnungsüberangebot, das mit 
staatlichen Förderungsmaßnahmen im 
Rahmen von Stadtentwicklungskonzep-
ten beseitigt werden muss. 

Die wirtschaftliche Situation der privaten 
Haushalte in Deutschland entwickelt sich 
dabei sehr unterschiedlich. Gegenwärtig 
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zählen rund 20 Prozent der Haushalte zu 
den Niedrigeinkommensbeziehern. Diese 
Gruppe wird künftig eher steigen. Die 
Versorgung einkommensschwacher 
Haushalte wird daher eine zentrale Auf-
gabe der Wohnungswirtschaft und eine 
große Herausforderung für die Woh-
nungspolitik bleiben. Vor allem die zu-
künftigen Seniorenhaushalte werden ein 
deutlich geringeres Einkommen haben 
als die heutigen Rentnerhaushalte. Die 
Folge wird eine zunehmende Altersarmut 
sein. Andererseits wird der Vermögens-
aufbau weiter zunehmen. Diese Entwick-
lung wird vor allem von den oberen 
sozialen Schichten getragen. Die Mittel-
schicht in Deutschland wird dabei ten-
denziell eher abnehmen. Eine weitere 
wichtige Rolle wird in der Zukunft die 
Integration von Haushalten mit Migrati-
onshintergrund spielen. 

Dadurch, dass die objektgeförderten 
Bestände der Nachkriegszeit im Rahmen 
von planmäßigen und außerplanmäßigen 
Tilgungen der Förderdarlehen nach rund 
40 bis 50 Jahren aus den Bindungen 
herauslaufen, wird der gebundene Miet-
wohnungsbestand in Deutschland immer 
geringer. Der soziale Wohnungsbestand, 
der vor allem die alten Länder betrifft, 
baut sich sukzessive weiter ab. Nur noch 
wenige Länder fördern heute den sozia-
len Wohnungsneubau mit Objektförder-
mitteln. Die Zahl der Bedürftigen wird 
also steigen, der Bestand an günstigen 
Sozialwohnungen sinken, was zwangs-
läufig zu Problemen führen wird.

Bezogen auf den Geschosswohnungsbau 
wurden 2009 deutschlandweit nur noch 
rund 51 000 Wohnungen errichtet, da-
von waren rund 25 000 Mietwohnun - 
gen. Das aktuelle Baugeschehen liegt  
mit insgesamt 159 000 fertiggestellten 

Wohneinheiten gegenwärtig deutlich 
unter dem auf lange Sicht prognostizier-
ten Bedarf. Langfristige Prognosen – wie 
die vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung (BBSR) vorgelegte 
Raumordnungsprognose – gehen bis 
2025 von einem jährlichen Neubaube-
darf zwischen 183 000 und 256 000 
Wohnungen aus. 

Allerdings konzentriert sich der Bedarf 
an neuen Wohnungen eben nur auf 
wenige Wachstumsregionen. Nach einer 
aktuellen Studie der Empirica AG For-
schung und Beratung kann derzeit nur 
für elf Städte in deutschen Ballungsräu-
men sicher von einem Wohnungsmangel 
gesprochen werden, darunter unter an-
derem München, Stuttgart und Ham-
burg. Für weitere 15 Ballungszentren 
und Universitätsstädte hält Empirica 
aktuell eine Wohnungsknappheit für 
wahrscheinlich. Unter den genannten 
Städten finden sich etwa Köln, Darm-
stadt, Nürnberg, Jena und Potsdam. Eine 
Anregung des Neubaus ist in solchen 
wachsenden Ballungsräumen angesichts 
des äußerst niedrigen Fertigstellungsni-
veaus dringend geboten.

Wiederbelebung der sozialen 
Wohnraumförderung

Betrachtet man die Bedarfe im Bereich 
des Wohnungsbestandes, die weitere 
Differenzierung der Haushaltseinkom-
men und die Zunahme des Anteils der 
Transfereinkommensbezieher sowie die 
gleichzeitige Abnahme des Bestandes an 
Sozialwohnungen und das anhaltend 
niedrige Neubauniveau, wird deutlich, 
dass eine soziale Wohnraumförderung 
zumindest in den Ballungsgebieten, in 
denen heute schon Wohnungsmangel 

auftritt, und in den Wachstumsregionen 
dringend erforderlich ist. Dort werden 
die Niedrigeinkommensbezieher heute 
häufig in den Beständen der siebziger 
und achtziger Jahre oder in unsanierten 
Altbauten in unattraktiver Lage unterge-
bracht, da diese Bestände den preiswer-
ten Wohnraum darstellen. 

Wenn aber in 20 oder 25 Jahren der 
preiswerte Wohnraum fehlt, weil heute 
zu wenig neue Wohnungen entstehen, 
werden wir erhebliche soziale Probleme 
bekommen bis hin zu einer sozialen Se-
gregation. Unterstützt werden diese 
negativen Entwicklungen durch weitere 
politische Maßnahmen wie die für das 
Jahr 2011 beschlossene Kürzung der 
Städtebauförderungsmittel, die die 
Stadtentwicklung und den Stadtumbau 
mitfinanzieren, und die Quasi-Einstel-
lung des Programms Soziale Stadt. Auch 
durch die zunehmende energetische 
Sanierung der Bestandsgebäude steigen 
in den Beständen die Mieten, was sich 
vor allem in einer steigenden Mietbelas-
tungsquote der einkommensschwachen 
Bevölkerungsteile niederschlägt. Hier 
liegt die Mietbelastungsquote zum Teil 
schon bei oder über 50 Prozent des ver-
fügbaren Haushaltseinkommens.

Anforderungen an die künftige 
Wohnraumförderung

Wohnungspolitik ist daher stärker mit 
der Stadtentwicklung und Quartiersent-
wicklung zu verzahnen. Vitale Städte 
brauchen vitale Stadtteile, in denen die 
Menschen gern und mit Überzeugung 
wohnen und leben. Das Ziel einer zu-
kunftssicheren Wohnraumpolitik besteht 
darin, in Kooperation mit allen Akteuren 
in den Stadtteilen im Sinne einer Pro-
phylaxe von Fluktuation und Leerstand 
für – ein lebendiges Miteinander – Sorge 
zu tragen. Dies setzt voraus, dass die 
Menschen neben hochwertigen Woh-
nungsangeboten lebens- und liebens-
werte Wohnumfelder und sozial stabile 
Bewohnerstrukturen in den Quartieren 
vorfinden. 

Vor diesem Hintergrund gewinnt eine 
integrierte Stadtteilentwicklung auf der 
Basis strategischer Allianzen zwischen 
Wohnungsunternehmen, Kommunen und 
der Bewohnerschaft mehr und mehr an 
Bedeutung. Sämtliche wohnungswirt-
schaftliche Maßnahmen – ob Rückbau, 
Bestandsmodernisierungen oder Neu-
bauaktivitäten – sind (objekt- und) 
standortbezogen. Sie müssen aus diesem 
Grund immer im Kontext mit allen ande-
ren Strategien und Instrumenten, ob 
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öffentlicher oder privater Akteure, ge-
plant und umgesetzt werden.

Die demografischen Veränderungen sowie 
die sozio-ökonomischen Herausforderun-
gen gerade in den Städten erfordern von 
Seiten der Länder eine verlässliche, konse-
quente Wohnungspolitik im Sinne einer 
integrierten Zukunftspolitik, die 

– öffentliche und private Akteure und 
Bürger gemeinsam gestalten und dabei 
Sorge tragen für die Lebensgrundlagen 
künftiger Generationen,

– regional, stadt- und stadtteilbezogen 
ausgerichtet wird,

– Arbeitsmarkt-, Bildungs- und Sozialpo-
litik wie die Entwicklung der Infrastruk-
tur mit der Wohnungs- und Stadtent-
wicklungspolitik verzahnt,

– Chancen zur Teilhabe an gleichwerti-
gen Lebenslagen ermöglicht,

– angesichts der notwendigen Begren-
zung öffentlicher Ausgaben die beste-
henden Fördersystematiken umbaut 
zugunsten einer Konzentration von Mit-
telplanung und Mitteleinsatz in vernetz-
ten Strukturen,

– marktwirtschaftlichem Handeln genü-
gend Raum gibt und mit sozialem Anlie-
gen verbindet.

Auch muss sich die Politik fragen lassen, 
ob das Konzept, nahezu ausschließlich 
auf eine Subjektförderung und den An-
kauf von Belegungsrechten zu setzen, 
gerade in Ballungsgebieten aufgeht. Man 
wird in diesen Regionen auch darüber 
nachdenken müssen, die klassische Ob-
jektförderung wieder zu beleben. 

In diesem Zusammenhang bietet sich die 
Wohnungswirtschaft der Politik als Part-
ner an mit dem Ziel, im gegenseitigen 
Interesse möglichst Förderinhalte zu 
definieren und Regelungen zu treffen, 
die auf größtmögliche Akzeptanz stoßen 
und überdies einen effizienten Einsatz 
der begrenzten finanziellen Ressourcen 
sicherstellen.

Besondere Brisanz hat die Thematik, weil 
die Bundesregierung im Lauf der 17. 
Legislaturperiode entscheiden will, ob 
sich der Bund auch nach dem Jahr 2013 
weiter in gleichem Umfang an der sozia-
len Wohnraumförderung beteiligt. Dies 
ist aus gesamtgesellschaftlicher Sicht 
dringend geboten. Im Gegenteil: Die 
erforderlichen Mittel müssen wahr-
scheinlich sogar aufgestockt werden.

Leasingunternehmen 
unter der Lupe

Das Rating von Leasingunter-
nehmen gewinnt zunehmend 
an Bedeutung. Denn vor allem 
durch die Finanzkrise wird die 
Refinanzierung von Leasingun-
ternehmen erschwert. Dadurch 
wird für sie das Rating im Rah-
men einer breiteren Investoren-
ansprache zum Erfolgsfaktor. 
Doch sind auch Ratingurteile 
nicht frei von Kritik und Wider-
spruch. Geeignete Maßstäbe 
müssen daher ebenso diskutiert 
und hinterfragt werden wie die 
optimale Betriebsstruktur und 
-größe von Leasingunternehmen 
selbst. Denn ständig steigen die 
Anforderungen an die Betriebs-
führung und insbesondere das 
Risikomanagement.
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Erstmals in der Fachliteratur wird 
hier die Beurteilung von Leasing-
unternehmen durch Rating thema-
tisiert. Dabei stehen Chancen und 
Ausfallrisiken im Vordergrund, wie 
sie nach Basel II anhand von Ra-
tingskalen zu bewerten sind. Ziel 
ist, die Verfahrensweisen und Be-
urteilungsmaßstäbe mit Blick auf 
Leasingunternehmen zu verdeutli-
chen, Ansätze zur Umsetzung auf-
zuzeigen und neben rechtlichen, 
steuerlichen und technischen 
Aspekten auch den Nutzen und 
die Funktionen von Ratings für die 
Unternehmen klarzumachen. Ein 
wertvoller Ratgeber für jeden, der 
sich mit Investitions- und Finan-
zierungsfragen im Zusammenhang 
mit Leasingunternehmen befasst. 


